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Der VKU ist mit einer Veröffentlichung seiner Stellungnahme (im Internet) einschließlich der personenbezogenen  

Daten einverstanden.  

Der Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) vertritt über 1.600 Stadtwerke und kommunalwirtschaftliche 

Unternehmen in den Bereichen Energie, Wasser/Abwasser, Abfallwirtschaft sowie Telekommunikation. Mit rund 

319.000 Beschäftigten wurden 2023 Umsatzerlöse von über 213 Milliarden Euro erwirtschaftet und mehr als 19 

Milliarden Euro investiert.  

 

In Nordrhein-Westfalen sind 340 kommunale Unternehmen im VKU organisiert. Die VKU-Mitgliedsunternehmen 

in Nordrhein-Westfalen leisten jährlich Investitionen in Höhe von rund 4 Milliarden Euro, erwirtschaften einen 

Umsatz von über 62 Milliarden Euro und sind wichtiger Arbeitgeber für über 75.000 Beschäftigte. 

 

Interessenvertretung: 

Der VKU ist registrierter Interessenvertreter und wird im Lobbyregister des Bundes unter der Registernummer: 

R000098 geführt. Der VKU betreibt Interessenvertretung auf der Grundlage des „Verhaltenskodex für 

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter im Rahmen des Lobbyregistergesetzes“. 
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 STELLUNGNAHME 

zum Entwurf der Landesregierung eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung der Landesbauordnung 2018 
und weiterer Vorschriften im Land Nordrhein-
Westfalen (Drucksache 18/17474) 
 
Anhörung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 
am 14. April 2026 
 
 
 
Düsseldorf, 8. April 2026 

 

http://www.vku-nrw.de/
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Die VKU-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen (VKU NRW) nimmt die Gelegenheit 
wahr, zum Entwurf der Landesregierung eines dritten Gesetzes zur Änderung der 
Landesbauordnung 2018 und weiterer Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen 
Stellung zu nehmen. 
 
§ 62 BauO NRW-E (Verfahrensfreie Bauvorhaben) 
 
Der Entwurf erweitert den Katalog der verfahrensfreien Vorhaben in § 62 Abs. 1 
Nr. 4 Buchst. b BauO NRW-E um Anlagen, die der Versorgung mit Wasserstoff 
sowie der Ver- und Entsorgung von Kohlenstoffdioxid dienen. Zugleich wird die 
Verfahrensfreiheit für die dort erfassten Versorgungsanlagen – einschließlich 
Anlagen der Elektrizitätsversorgung – im Falle einer Privilegierung nach § 35 Abs. 1 
Nr. 3 BauGB ohne Größenbeschränkung eröffnet. Bei Ladestationen für 
Elektromobilität werden außerdem technische Nebenanlagen (z. B. 
Transformatoren) ausdrücklich miterfasst. 
 
Damit werden unnötige und langwierige Verfahren vermieden – etwa bei 
Transformatoren und Umspannanlagen, die für die Transformation des 
Energiesystems essenziell sind. 
 
Aus Sicht der kommunalen Unternehmen sollte die Verfahrensfreiheit jedoch auch 
auf bauliche Anlagen im Innenbereich, die der allgemeinen Versorgung mit 
Elektrizität dienen, ohne Größenbeschränkung erstreckt werden. Hintergrund ist 
die Vielzahl von Umspannanlagen im Innenbereich, etwa in Gewerbegebieten, die 
künftig – insbesondere aus Gründen des Anlagenschutzes – ertüchtigt und 
erweitert werden müssen. In der derzeitigen Ausgestaltung entfaltet die Regelung 
für diese Vorhaben unter Beschleunigungsaspekten nur eine begrenzte Wirkung. 
 
Die Ausweitung wäre sachgerecht, weil sie die Vorhabenträger nicht aus den 
materiellen Anforderungen der Landesbauordnung entlässt, zugleich aber bei 
Umbaumaßnahmen aufwendige und langwierige Baugenehmigungsverfahren 
entbehrlich machen würde. Dies entspricht auch dem gesetzgeberischen Ziel der 
Verfahrensbeschleunigung. 
 
§ 63 BauO NRW-E (Genehmigungsfreistellung) 
 
Positiv zu bewerten ist die Klarstellung, dass Solaranlagen an und auf Gebäuden 
(Aufdach‑/Fassadenanlagen) weiterhin von der Genehmigungsfreistellung erfasst 
sind, obwohl Sonderbauten grundsätzlich ausgenommen bleiben 
(Rückausnahme). 
 
Zusätzlich werden Freiflächen‑Solaranlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 Buchst. b und 
Nr. 9 BauGB in die bauordnungsrechtliche Genehmigungsfreistellung einbezogen. 
Die Einbeziehung ist konsequent und zielführend und ermöglicht die zügige 
Realisierung standardisierter Vorhaben ohne zusätzliche Laufzeiten eines 
bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 
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Zugleich bleibt die Rechtssicherheit gewahrt. Die Unterlagen sind bei der 
Bauaufsichtsbehörde einzureichen, der Baubeginn ist erst einen Monat nach 
Eingang möglich, im Einzelfall kann die Gemeinde die Durchführung des 
vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens verlangen und die Bauherrschaft kann 
auf Wunsch selbst ein Genehmigungsverfahren beantragen. Die bauaufsichtliche 
Überwachung bleibt unberührt. 
 
Damit beschleunigt die Genehmigungsfreistellung sowohl 
Aufdach‑/Fassadenanlagen als auch Freiflächen‑PV, ohne auf wirksame Kontrolle 
zu verzichten – ein tragfähiger Ausgleich zwischen schneller Realisierung und 
rechtlicher Verlässlichkeit. 
 
Die von uns unterstützten Beschleunigungselemente in § 62 und § 63 BauO  
NRW-E erhalten die materiellen Anforderungen der Landesbauordnung und die 
Eingriffs- bzw. Steuerungsmöglichkeiten von Gemeinde und Bauaufsicht 
vollständig aufrecht und stärken damit Verfahrenseffizienz ohne Abstriche bei der 
Rechtssicherheit. 
 
§ 24 Abs. 5 DSchG NRW-E (Verfahren) 
 
Die Verkürzung der Aussetzungsfrist für Entscheidungen der Denkmalbehörden 
von bislang maximal zwei Jahren auf ein Jahr ist ein sinnvoller Beitrag zur 
Verfahrensbeschleunigung. Gerade Maßnahmen an oder in der Nähe 
denkmalgeschützter Anlagen – etwa zur Errichtung oder Anpassung von 
Energie- und Breitbandinfrastruktur – profitieren von planbaren, kürzeren 
Entscheidungszeiträumen. 
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